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Wiegeht es weiterin der
"Chronikeines angekün-
digten Krieges"? Es gibt viel
zutunfürjene Menschen,
deneneinfriedlichesJahr
2003amHerzenliegt und
diesich unter anderemnicht
mit der Bush− Doktrin vom
"vorauseilenden Angriffs-
krieg" abfinden wollen.

ABSCHIEBEHAFT

Mit einemHungerstreik
wollenzehnin Schrassig
inhaftierte Flüchtlinge

ohne Aufenthalts-
genehmigung auf sich
aufmerksammachen.

Ihre Haftsituationverstößt
gegen elementare

Grundrechte.

Von einem glücklichen
neuenJahr sind sie weit ent-
fernt: die zehn bis zwölf i m
Centrepenitentiaire(CPL)in-
haftierten Flüchtlinge, die
sichseit Silvesteri mHunger-
streik befinden. Sie wollten,
so heißt es in einer Presse-
mitteilung des Luxemburger
Flüchtlingsrats, damit auf
ihre menschenunwürdigen
Haftbedingungen aufmerk-
sam machen. Insbesondere
protestiertendieInhaftierten
dagegen, dass sie bislang we-
der Besuche vonFamilienan-
gehörigen erhalten noch Te-
lefonateführendürfen.
Das ist auch schon alles,

was die Außenwelt, Presse
inklusive, über das Schicksal
der In−Haft−Genommenen er-
fährt. Der Justizminister ist
nicht erreichbar und auch
die Direktion der Haftanstalt
hat offensichtlich Besseres
zu tun, als unbequeme Fra-
gen von JournalistInnen zu
beantworten. Eigentlich
nichts Neues, es ist ja beilei-
be nicht das erste Mal, dass
das CPL für Schlagzeilen

sorgt, die Verantwortlichen
sichinSchweigenhüllenund
die Öffentlichkeit deshalb
nur wenig mitbekommt. Das
gilt umso mehr, als Flücht-
lingsorganisationen wie Asti
und Caritas bislang kein
verbrieftes Besuchsrecht
haben.
Anders die Situation i m

Ausland: Vomfranzösischen
Innenministerium anerkann-
te Organisationen haben das
Recht, sowohl Flüchtlinge in
Abschiebehaft zu besuchen
als auchjene, die in speziell
eingerichteten Wartezonen
auf dem Pariser Flughafen
Roissy darauf warten, dass
ihr Ayslbegehren von den
französischen Behörden an-
genommen wird.
In Deutschland können

spezialisierte Organisationen
wie das Hochkommissariat
für Flüchtlinge der Vereinten
Nationen UNHCR oder
Amnesty International auf
Antrag ebenfalls Haftanstal-
ten, in denen Flüchtlinge bis
zuihrer Abschiebungfestge-
halten werden, besuchen.

Allzu häufig werdensie dann
ZeugInnen von miserablen
Haftbedingungen: überlange
Haftdauer, 23 Stunden Ein-
schluss, fehlende Freizeit−
und Arbeitsmöglichkeiten,
keine oder zu wenige Dol-
metscherInnen, kaum Be-
treuungsstrukturen für psy-
chisch Labile oder Traumati-
sierte. So manch ein Flücht-
ling hält die Ungewissheit
und Isolation nicht aus und
nimmt sich aus Angst vor
der Abschiebungdas Leben.
Die Asti hat beimJustizmi-

nister LucFriedenam31. De-
zember einen Antrag auf Be-
such der hungerstreikenden
Flüchtlinge gestellt, bisher
ist das Schreiben aber ohne
Antwort geblieben. Wie lan-
ge der Streik andauern soll,
wie dieFlüchtlingegenauun-
tergebracht sind, wann und
wie sie Kontakt nach außen
aufnehmen dürfen und auf
welcher Grundlage sie über-
haupt in Gewahrsamgenom-
men wurden, die Antworten
auf diese wichtigen Fragen
bleiben vorerst das Geheim-
nis des Justizministeriums
undder Gefängnisdirektion.
Das Gesetz vom 28. März

1972 erlaubt der Regierung
bei bevorstehender Abschie-
bung"de placer dans unéta-
blissement approprié un
étranger pour une durée
d'un mois" sowie in dringli-
chen Fällen eine Verlänge-
rung um zwei weitere Mo-

nate. Laut internationalem
Recht ist damit aber keines-
wegs die Unterbringung i m
Gefängnis mit verurteilten
Strafgefangenen gemeint.
Diese darf nur in sorgfältig
begründeten Ausnahmefäl-
len geschehen − und nach
Empfehlung von Europä-
ischem Flüchtlingsrat und
UNHCR nur, "wenn die Haft-
bedingungen demstraffreien
Status der Inhaftierten ge-
recht werden". Dasist richtig
so, schließlich wird mit der
Inhaftierung mindestens ein
elementares Grundrecht be-
schnitten: dieFreiheit.
So geschehen auch bei

den Flüchtlingeni mCPL: Ih-
re Unterbringung in einem
Extragebäude auf dem CPL−
Gelände hebt die Haft nicht
auf, auchnicht diedamit ver-
bundene Stigmatisierung
unddie Gefahr möglicher Re−
Traumatisierung.
Das Règlement grand−du-

cal vom20. September 2002,
das den inhaftierten Flücht-
lingen das Telefonieren prin-
zipiell, innerhalb der Be-
schränkungen, diederJustiz-
minister vorgibt, erlaubt,
schafft zudem eine weitere
Rechtsunsicherheit. Denn
wer kontrolliert Rechtmäßig-
keit, Umsetzung und Dauer
ministerieller Anweisungen,
wennnichtjemandUnabhän-
giges vonaußen?
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3/1-12/1/2003
(fil m/theatre/concert/events)

Prost Neujahr!

Preis: 1,49 €

Ungehorsam
unerwünscht
Zi vil er Wi derstand i st
out − zumi ndest für
di e Regi erung. Justiz-
mi ni ster Luc Fri eden
deponi erte kürzli ch das
"Lex Greenpeace".

aktuell, Seite 2

Die Gesetze
der Straße
Provi sori u m statt
dauerhafter Lösung:
I m"Pavill on grand−
ducal" fi nden Obdach-
l ose ei nen Pl atz zum
Schl afen.

dës woch, Seite 3

Prise en main
L' associ ati on " Mai n
dans l a mai n" est un
groupe d' entrai de pour
l es nouveaux arri vants
aux CPL de Schrassi g.
Un projet d' ai de qui
émane des détenu−e−s.
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Alleshalb
so schli mm?
Den Höhepunkt sei ner
Laufbahn hatte René
Deltgen während der
Nazizeit. Ei n Buch
bel euchtet das Leben
des l uxemburgi schen
Schauspi el ers.
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